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Stimmungen und dem Geist der Verfassung 
widersprechen.

Artikel 35

Jeder Bürger hat das gleiche Recht auf Bil­
dung und auf freie Wahl seines Berufes. Die 
Bildung der Jugend sowie die geistige und 
fachliche Weiterbildung der Bürger werden 
auf allen Gebieten des staatlichen und gesell­
schaftlichen Lebens durch die öffentlichen Ein­
richtungen gesichert.

Artikel 36

Die Einrichtung des öffentlichen Schulwesens 
und die Durchführung des Schulunterrichtes ob­
liegen den Ländern. Die Republik erläßt hier­
zu einheitliche gesetzliche Grundbestimmungen. 
Die Republik kann selbst öffentliche Schulein­
richtungen schaffen.

Für die Ausbildung der Lehrer erläßt die Re­
publik einheitliche Bestimmungen. Die Ausbil­
dung erfolgt an Universitäten oder an ihnen 
gleichgestellten Hochschulen.

Artikel 37

Die Schule erzieht die Jugend im Geiste der 
Verfassung zu selbständig denkenden, verant­
wortungsbewußt handelnden Menschen, die 
fähig und bereit sind, sich in das Leben der 
Gemeinschaft einzuordnen.

Als Mittlerin der Kultur hat die Schule die 
Aufgabe, die Jugend im Geiste des friedlichen 
und freundschaftlichen Zusammenlebens der 
Völker und einer echten Demokratie zu wah­
rer Humanität zu erziehen.

Die Eltern wirken bei der Schulerziehung 
ihrer Kinder durch Elternbeiräte mit.

Artikel 38

Allgemeine Schulpflicht besteht bis zum voll­
endeten 18. Lebensjahr. Nach Beendigung der 
für alle Kinder obligatorischen Grundschule 
erfolgt die Weiterbildung in der Berufsschule 
oder Fachschule, in der Oberschule und anderen 
öffentlichen Bildungseinrichtungen. Der Besuch 
der Berufsschule ist Pflicht aller Jugendlichen 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahre, wenn sie 
keine andere Schule besuchen. Privatschulen als 
Ersatz für öffentliche Schulen sind unzulässig.

Die Berufs- und Fachschulen dienen der all­
gemeinen und beruflichen Weiterbildung.

Die Oberschule bereitet für die Hochschule 
vor. Der Weg zur Hochschule führt jedoch 
nicht nur über die Oberschule, sondern auch 
über andere öffentliche Bildungsanstalten, die 
zu diesem Zweck auszubauen oder zu schaffen 
sind.

Allen Bürgern ist durch Vorstudienanstal­
ten der Besuch der Hochschule zu ermöglichen.

Den Angehörigen aller Schichten des Volkes 
wird die Möglichkeit gegeben, ohne Unterbre­
chung ihrer Berufstätigkeit Kenntnisse in 
Volkshochschulen zu erwerben.

Artikel 39

Jedem Kind muß die Möglichkeit zur all­
seitigen Entfaltung seiner körperlichen, geisti­
gen und sittlichen Kräfte gegeben werden. Der 
Bildungsgang der Jugend darf nicht abhängig 
sein von der sozialen und wirtschaftlichen La­
ge des Elternhauses. Vielmehr ist Kindern, die 
durch soziale Verhältnisse benachteiligt sind, 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Der 
Besuch der Fachschule, der Oberschule und der 
Hochschule ist Begabten aus allen Schichten 
des Volkes zu ermöglichen.

Es besteht Schulgeldfreiheit. Die Lernmittel 
an den Pflichtschulen sind unentgeltlich. Der 
Besuch der Fachschule, Oberschule und Hoch­
schule wird im Bedarfsfälle durch Unterhalts­
beihilfen und andere Maßnahmen gefördert.

Artikel 40

Der Religionsunterricht ist Angelegenheit der 
Religionsgemeinschaften. Die Ausübung des 
Rechtes wird gewährleistet.

V. Religion und Religionsgemeinschaften

Artikel 41

Jeder Bürger genießt volle Glaubens- und 
Gewissensfreiheit. Die ungestörte Religionsaus­
übung steht unter dem Schutz der Republik.

Einrichtungen von Religionsgemeinschaften, 
religiöse Handlungen und der Religionsunter­
richt dürfen nicht für verfassungswidrige oder 
parteipolitische Zwecke mißbraucht werden. Je­
doch bleibt das Recht der Religionsgemein­
schaften, zu den Lebensfragen des Volkes von 
ihrem Standpunkt aus Stellung zu nehmen, un­
bestritten.

Artikel 42

Private oder staatsbürgerliche Rechte und 
Pflichten werden durch die Religionsausübung 
weder bedingt noch beschränkt. Die Ausübung 
privater oder staatsbürgerlicher Rechte oder 
die Zulassung zum öffentlichen Dienst sind 
unabhängig von dem religiösen Bekenntnis.

Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Über­
zeugung zu offenbaren. Die Verwaltungsorga­
ne haben nur insoweit das Recht, nach der 
Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft 
zu fragen, als davon Rechte oder Pflichten 
abhängen oder eine gesetzlich angeordnete sta­
tistische Erhebung dies erfordert.

Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung 
oder Feierlichkeit oder zur Teilnahme an re­
ligiösen Übungen oder zur Benutzung einer 
religiösen Eidesformel gezwungen werden.

Artikel 43

Es besteht keine Staatskirche. Die Freiheit 
der Vereinigung zu Religionsgemeinschaften 
wird gewährleistet.

Jede Religionsgemeinschaft ordnet und ver­
waltet ihre Angelegenheiten selbständig nach 
Maßgabe der für alle geltenden Gesetze.


